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Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer BeinstG-Novelle

Der Österreichische Gewerkschaftsbund bedankt sich für den oben angeführten Entwurf und nimmt hierzu wie folgt Stellung:

Über 80.000 Menschen in Österreich sind sogenannte "begünstigte Behinderte". Sie werden von Bundessozialamt, Arbeitsmarktservice und anderen Institutionen in besonderer Weise unterstützt. Trotzdem sind rund 30.000 Menschen dieser Personengruppe ohne Arbeit. Nur 65% aller Arbeitsplätze, die Betriebe behinderten Menschen zur Verfügung stellen müssten, sind wirklich besetzt. 

Diese niedrige Beschäftigungsquote verdeutlicht, dass Menschen mit Behinderung nach wie vor diskriminiert werden. Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf soll die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen gefördert werden. Der ÖGB unterstützt jede Maßnahme, die diesem Ziel dienlich ist.

Der ÖGB begrüßt es, dass die Umsetzung der Gleichstellungsrahmenrichtlinie in Bezug auf Menschen mit Behinderungen in einem eigenen Gesetz erfolgt. Gemäß einem Gesetzesentwurf des BMWA soll die Umsetzung aller anderen Diskriminierungstatbestände im bestehenden Gleichbehandlungsgesetz erfolgen. Auch bezüglich aller anderen Formen der Diskriminierung hat der ÖGB die Behandlung in getrennten Gesetzen gefordert, um den unterschiedlichen Ausformungen von Diskriminierungen gerecht zu werden. Die geplante Schaffung eines eigenen Behindertengleichstellungsgesetzes stellt einen Beweis für die Machbarkeit dieser Forderung dar.

Bedauerlich ist jedoch, dass im vorliegenden Gesetzesentwurf zum Behinderteneinstellungsgesetz kein Betriebsvereinbarungstatbestand zur Integration von behinderten Menschen in der Arbeitswelt vorgesehen ist. Einen derartigen Betriebsvereinbarungstatbestand gibt es bereits in Deutschland. In einer derartigen Betriebsvereinbarung könnten beispielsweise spezielle Pausenregelungen oder eine geplante Beschäftigungszahl von behinderten Arbeitnehmern festgelegt werden. Um eine optimale und breitestmögliche Wirkung zu erzielen, sollte eine solche Betriebsvereinbarung erzwingbar sein.

Zu den Bestimmungen im Einzelnen:

Behindertengleichstellungsgesetz

§ 1

Unklar ist, ob die Formulierung „Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften wie sie im Artikel II enthalten Bundessache“ bedeutet, dass Landes – Behindertengleichstellungsgesetze unzulässig wären.

§ 3

Aus Sicht des ÖGB erscheint es sinnvoll, die beiden Varianten des § 3 zusammenzuführen. Vorgeschlagen wird folgender Text:

"Menschen mit Behinderung sind Personen, die eine mehr als sechsmonatige Beeinträchtigung einer Körper- und/oder Sinnesbehinderung und/oder geistigen Funktion bzw. eine psychische Beeinträchtigung haben, die von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht und deren Teilhabe am Leben der Gesellschaft dadurch beeinträchtigt ist.

Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind jedenfalls auch auf Personen anzuwenden, denen eine Behinderung zugeordnet wird, unabhängig davon, ob zu Recht oder zu Unrecht."

§ 4

In § 4 wird zwar definiert was unter Barrierefreiheit zu verstehen ist, unklar ist jedoch ob das Gebot der Barrierefreiheit lediglich für öffentliche Gebäude und für Dienstleistungen von allgemeinen Interesse oder auch für den privaten Bereich (z.B. privates Haus, Eigentumswohnung eines nicht behinderten Menschen) gelten soll. Auch § 9 Abs. 3 führt diesbezüglich zu keiner Klarstellung, da es sich bei den angeführten Bespielen lediglich um eine demonstrative Aufzählung handelt. 

§ 6

Die Anerkennung der Gebärdensprache wird begrüßt. Unklar sind jedoch die diesbezüglichen Folgen für den Schulbereich. Unverständlich ist des weiteren auch warum bezüglich der Gebärdensprache eine Verordnungsermächtigung der gesamten Bundesregierung und nicht, wie üblich, der jeweils zuständigen Bundesminister geschaffen wird. Verordnungsermächtigungen der gesamten Bundesregierung sind in der österreichischen Rechtsordnung sehr selten.

§ 10 Abs. 2 (und § 7 b BEinstG):

Die Pflicht des Arbeitgebers sollte darin liegen, jede angemessene Abhilfe zu schaffen - die Erwähnung von Gesetzen, kollektiven Rechtsnormen oder des Arbeitsvertrages ist überflüssig und irreführend.

§ 13 – 16

Die Einsetzung einer Schlichtungsstelle wird grundsätzlich begrüßt. Aus Sicht des ÖGB ist es jedoch nicht unbedingt zweckmäßig, dass die Schlichtungsstelle zwingend angerufen werden muss und erst nach einer Entscheidung derselben der Gang vor die ordentlichen Gerichte möglich sein soll. Dies kann unter Umständen zu erheblichen Verfahrensverzögerungen führen.

Es ist zwar durchaus vorstellbar, dass ein Schlichtungsverfahren (gegebenenfalls im Zusammenhang mit Mediation) häufig der beste Weg ist, eine rasche und für den Betroffenen befriedigende Lösung seines Problems zu finden bzw Ansprüche zuzusprechen. Es wird aber auch Fälle geben, in welchen beispielsweise die Fronten derart verhärtet sind, dass eine Schlichtung bzw Mediation keine Aussicht auf Erfolg hat und es somit zeit- und nervensparend wäre, sofort die ordentlichen Gerichte anrufen zu können. Des Weiteren ist unklar, ob ein behinderter Arbeitnehmer, der kein begünstigter Behinderter ist, und wegen seiner Behinderung gekündigt wurde und eine Kündigung gleichzeitig wegen Soialwidrigkeit und/oder wegen einer Motivkündigung im Sinne des § 105 ArbVG bekämpfen möchte, sich gleichzeitig an das Arbeits- und Sozialgericht und die Schlichtungsstelle wenden muss. Aus Sicht des ÖGB wäre es nicht sehr sinnvoll, wenn bei einer derartigen Konstellation sowohl das Arbeits- und Sozialgericht als auch die Schlichtungsstelle mit dem selben Fall beschäftigt wären (Näheres zu dieser Problematik weiter unten).

Sollte jedoch tatsächlich ein System der sukzessiven Zuständigkeit geschaffen werden, muss jedenfalls die Anrufung des Gerichtes bei Säumnis der Schlichtungsstelle (z.B. nach 3 Monaten) ermöglicht werden (Rechtsstaatsprinzip). Die Regeln über den Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfrist sind in dem vorliegenden Gesetzesentwurf unklar: Ab Klagseinbringung ist die gesetzliche Verjährung ohnedies unterbrochen (bei gehöriger Fortsetzung). Wichtig wäre eine Hemmungsregelung für die Zeit der Befassung der Schlichtungsstelle.

§ 18:

Ein Verbandsklagerecht müsste jedenfalls in arbeitsrechtlichen Belangen auch zu Gunsten des ÖGB vorgesehen werden. Welche Rechtsfolge eine "Verbandsklage" hat, bleibt auch nach Studium der Erläuterungen unklar.

§ 20 

Warum in dem vorliegenden Gesetzesentwurf jegliche Inkrafttretens- bzw. Übergangsbestimmung fehlt, ist nicht nachvollziehbar.

Schlichtungsstellengesetz

§ 3

Gemäß § 3 solll die Schlichtungsstelle grundsätzlich beim BMSG und nur bei Bedarf sollen Senate beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eingerichtet werden. Diesbezüglich stellt sich die Frage warum Schlichtungsstellen nicht grundsätzlich bei den regional organisierten Bundessozialämtern eingerichtet werden. Gerade für mobilitätsbehinderte Menschen sind Reisen beschwerlicher als für nicht behinderte Menschen. Dieser Tatsache will der vorliegende Gesetzesentwurf zwar entgegenwirken, aber auch bei einer optimistischen Betrachtungsweise ist nicht davon auszugehen, dass sämtliche öffentliche Verkehrsmittel innerhalb kürzester Zeit barrierefrei sein werden. Die Schlichtungsstelle soll jedoch möglichst bald ihre Arbeit aufnehmen. Es wäre daher aus Sicht des ÖGB sinnvoller, wenn die Schlichtungsstellen grundsätzlich bei den regional organisierten Bundessozialämtern angesiedelt werden. In diesem Zusammenhang wäre es auch sinnvoll, die Möglichkeit von Regionalanwälten für behinderte Menschen - die es beispielsweise für den Bereich der Gleichbehandlung von Frauen und Männern bereits gibt - vorzusehen. 

§ 8:

"Die Schlichtungsstelle" als öffentlich-rechtliche Körperschaft kann jedenfalls nicht Mediation durchführen, allenfalls ihre MitarbeiterInnen. Eine solcherart durchgeführte "behördliche" Mediation würde allerdings den Regeln des BG über die Mediation in Zivilrechtssachen nicht unterliegen, sodass alle dort vorgesehenen Schutzregelungen (insbes. auch über die Hemmung von Fristen) nicht gelten würde.

Des weiteren wäre es aus Sicht des ÖGB sinnvoll, wenn es im Fall einer erfolgreichen Mediation zu keiner Stellungnahme über das Vorliegen einer Diskriminierung kommt.

Behinderteneinstellungsgesetz

§ 2:

Die erforderliche Änderung dieser Bestimmung fehlt. Da die §§ 7 ff einen viel weiteren Personenkreis erfassen als die bisherigen Regelungen (Definition begünstigter Behinderter in § 2), muss dies in § 2 entsprechend klargestellt werden. Die Definition einer Behinderung in § 7 Abs. 2 genügt nicht, weil § 2 Abs. 4 eine ausdrückliche Ausschluss-Bestimmung für sonstige "Behinderte" umfasst.

§ 7 d

Für den Bereich des Arbeitslebens sind völlig unterschiedliche Schadenersatzansprüche für gleiche Tatbestände, je nachdem ob es sich um eine Diskriminierung eines Bundesbediensteten oder eines Arbeitnehmers in der Privatwirtschaft handelt, vorgesehen sind. Wird beispielsweise ein Arbeitsverhältnis auf Grund der Behinderung nicht begründet, beträgt der Schadensersatzanspruch für einen Menschen in der Privatwirtschaft mindestens ein Monatsentgelt, im Falle eines Bundesbediensteten mindestens drei Monatsbezüge der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten. 

Die selbe Ungleichbehandlung findet sich auch für Fälle der nicht erfolgten Beförderung. Während ein Arbeitnehmer der Privatwirtschaft, der auf Grund seiner Behinderung nicht befördert wird, lediglich die Entgeltdifferenz für mindestens einen Monat erhält, bekommt in diesem Fall ein Bundesbediensteter mindestens die Bezugsdifferenz für drei Monate. 

Hintergrund der unterschiedlichen Schadenersatzansprüche dürfte sein, dass auch in den Entwürfen zum Gleichbehandlungs- und Bundesgleichbehandlungsgesetz die Höhe der Sanktionen unterschiedlich ist. Diese Ungleichbehandlung wurde vom ÖGB auch im Rahmen der Stellungnahme zum Gleichbehandlungsgesetz kritisiert und eine Angleichung nach oben gefordert. Aus Sicht des ÖGB wäre es falsch, wenn der gleiche Fehler, der bereits bei den Entwürfen zum Gleichbehandlungs- und Bundesgleichbehandlungsgesetz passiert ist, im Behindertengleichstellungsgesetz wiederholt werden würde.

Der ÖGB verlangt hinsichtlich der oben angeführten Schadenersatzansprüche eine Harmonisierung nach oben, somit jene Sanktionen, die für Bundesbedienstete vorgesehen sind, die auf Grund einer Behinderung diskriminiert werden.

§ 7 d (7)

In der Praxis bekommt es immer wieder vor, dass eine Kündigung oder Entlassung aus mehreren Gründen bekämpft wird. Wie bereits oben ausgeführt stellt sich die Frage, wohin sich beispielsweise ein behinderter Mensch, der kein begünstigter Behinderte ist, wenden müsste, wenn er annimmt, dass er sowohl wegen seiner Behinderung als auch wegen seiner Tätigkeit in der Gewerkschaft (§ 105 Abs. 4 Motivkündigung) gekündigt wurde. Müsste er sich in diesem Fall gleichzeitig sowohl an die Schlichtungsstelle als auch an das Gericht wenden? Die selbe Problematik stellt sich, wenn sich ein behinderter Mensch, der kein begünstigter Behinderter ist, eine Kündigung wegen Sozialwidrigkeit bekämpfen möchte und gleichzeitig annimmt, dass er wegen seiner Behinderung gekündigt wurde. 

§ 7 i

Nach Ansicht des ÖGB wird mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf nicht das Mindesterfordernis der Richtlinie umgesetzt. Laut Artikel 10 der Richtlinie muss die betroffene Person lediglich Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, während es dem Beklagten obliegt zu beweisen, dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat. 

Im vorliegenden Gesetzesentwurf wird die Beweispflicht des Beklagten unseres Erachtens europarechtswidrig eingeschränkt (es kann nicht genügen zu beweisen, dass es wahrscheinlich ist, dass die Darstellung des Beklagten die richtige ist/vielmehr muss er beweisen, dass das, was er behauptet hat richtig ist).

§ 7 j

Hier gilt das Gleiche wie zur Verbandsklage ausgeführte.

Der ÖGB ersucht um Berücksichtigung seiner Stellungnahme.
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